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Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Bundes-Seuchengesetzes 
(BSeuchG) 

(Antrag der Abgeordneten Dr. Jungmann, Burger und 
der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Bei dem Gesetzentwurf handelt es sich um die Beseitigung der 
bisherigen starren Höchstgrenze für die Verdienstausfallent- 
schädigung nach § 49 BSeuchG von z. Z. 660 DM. Dieser Betrag 
ist mit der früheren Krankenversicherungspflichtgrenze iden- 
tisch, obwohl ein innerer Zusammenhang zwischen der Höhe 
der Entschädigungsleistung nach dem BSeuchG und der Höhe 
der Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung nicht be- 
steht. 

Darüber hinaus ist eine bessere Regelung der heute noch unein- 
heitlichen und z. T. unzulänglichen Entschädigungsleistungen 
für Impfschäden, Quarantäne- und Entseuchungsmaßnahmen in 
Anpassung an die Entwicklung auf sozialrechtlichem Gebiet 
dringend erforderlich. 


B. Lösung 

Anstelle des bisherigen festen Höchstbetrages soll eine Rege- 
lung treten, die eine Entschädigung in Höhe des tatsächlichen 
Verdienstausfalls für die gesamte Dauer der Maßnahmen nach 
dem BSeuchG vorsieht. Dadurch soll gewährleistet werden, daß 
den betroffenen Personen während dieser Zeit keine finanziel- 
len Nachteile entstehen. 

Die Entschädigungen von Impfschäden (§§51 ff.) und bei Ent- 
seuchungsmaßnahmen (§§ 57 ff.) sollen in Übereinstimmung mit 
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dem „Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
seuchengesetzes" (BR-Drucksache 488/70) neu geregelt werden. 
Der Entwurf des Bundesrates wird somit voll von diesem An- 
trag erfaßt. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Für den Bund keine. 



Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1562 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Jungmann, Burger 
und der Fraktion der CDU/CSU 


Sachgebiet 2126 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundes-Seuchengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung über- 
tragbarer Krankheiten beim Menschen (Bundes- 
Seuchengesetz) vom 18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1012), zuletzt geändert durch das Einführungs- 
gesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
(EGOWiG) vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 5*03), wird wie folgt geändert: 

1. In § 37 erhält Absatz 5 folgende Fassung: 

„(5) Die Gemeinden oder Gemeindeverbände 
haben dafür zu sorgen, daß die eingesetzten 
Ärzte, Schwestern sowie weiteres Personal den 
erforderlichen Impfschutz erhalten. Sie haben 
weiterhin dafür zu sorgen, daß die notwendigen 
Räume, Einrichtungen und Transportmittel zur 
Durchführung von Absonderungsmaßnahmen 
außerhalb der Wohnung zur Verfügung stehen. 
Die Räume und Einrichtungen zur Absonderung 
nach Absatz 2 sind nötigenfalls von den Ländern 
zu schaffen und zu unterhalten." 

2. In § 49 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Die Entschädigung erfolgt in Höhe des 
Verdienstausfalls. Als Verdienstausfall gilt bei 
Arbeitnehmern das im Durchschnitt des letzten 
Kalendervierteljahres vor Einstellung der verbo- 
tenen Tätigkeit erzielte monatliche Arbeitsein- 
kommen nach Abzug der Steuern sowie der Wer- 
bungskosten (Netto-Einkommen). Der Arbeit- 


geber hat während der Dauer der Entschädi- 
gungszahlung die Beiträge (Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerteil) zur Sozialversicherung und 
zur Arbeitslosenversicherung weiter zu entrich- 
ten, und zwar in der Höhe, in der sie zu entrich- 
ten gewesen wären, wenn das Arbeitsverhält- 
nis aus Anlaß der Durchführung der Maßnahmen 
nach dem BSeuchG nicht ruhen würde. Nach 
Ende der Maßnahmen meldet der Arbeitgeber 
die für diese Zeit gezahlten Beiträge bei der 
zuständigen Entschädigungsstelle zur Erstattung 
an. Verbleibt dem Arbeitnehmer nach Einstel- 
lung der verbotenen Tätigkeit ein Teil des bis- 
herigen Einkommens, so gilt als Verdienstausfall 
der Unterschiedsbetrag zwischen dem in Satz 1 
genannten Netto-Einkommen und dem in dem 
auf die Einstellung der verbotenen Tätigkeit fol- 
genden Kalendermonat erzielten Netto-Einkom- 
men aus dem bisherigen Arbeitsverhältnis. Das 
gleiche gilt für die Berechnung des Verdienst- 
ausfalls bei Selbständigen entsprechend mit der 
Maßgabe, daß auch die während der Verdienst- 
ausfallzeiten weiterlaufenden Betriebsausgaben 
oder die aus demselben Grund entstehenden 
Mehrkosten erstattet werden." 

3. In § 49 wird Absatz 3 gestrichen. 

4. Die §§ 51 bis 55 erhalten folgende Fassung: 

,r§ 51 

(1) Wer durch eine Impfung, die 

1. gesetzlich vorgeschrieben oder 

2. auf Grund dieses Gesetzes angeordnet oder 
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3. von einer obersten Landesgesundheitsbe- 
hörde öffentlich empfohlen und in ihrem Ge- 
biet vorgenommen oder 

4. auf Grund der Verordnung zur Ausführung 
der Internationalen Gesundheitsvorschriften 
vom 25, Mai 1951 im Luftverkehr vom 
26. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 594) oder 
der Verordnung zur Ausführung der Inter- 
nationalen Gesundheitsvorschriften vom 
25. Mai 1951 in Häfen und auf dem Nord- 
Ostsee-Kanal vom 28. April 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 502) durdigeführt 

worden ist, einen Impfschaden erleidet, erhält 
wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen 
Folgen des Impfschadens auf Antrag Versorgung 
in entsprechender Anwendung der Vorschriften 
des Bundesversorgungsgesetzes, soweit dieses 
Gesetz nichts Abweichendes bestimmt. In glei- 
cher Weise erhalten die Hinterbliebenen eines 
Impf geschädigten auf Antrag Versorgung, die 
in § 49 des Bundesversorgungsgesetzes genann- 
ten Personen jedoch nur, wenn der Impfgeschä- 
digte im Zeitpunkt seines Todes das 18. Lebens- 
jahr vollendet hatte, oder, falls er vorher ver- 
storben ist, erst von dem Zeitpunkt an, in dem 
er das 18. Lebensjahr vollendet hätte. Satz 1 
Nr. 4 gilt nur für Personen, die zum Zwecke der 
Wiedereinreise in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes geimpft wurden und die ihren Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in diesem Ge- 
biet haben oder nur vorübergehend aus beruf- 
lichen Gründen oder zum Zwecke der Ausbildung 
aufgegeben haben, sowie deren Angehörige, die 
mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft leben. Als 
Angehörige gelten die in § 205 Abs. 1 und 2 der 
Reichsversidierungsordnung genannten Perso- 
nen. 

(2) Versorgung im Sinne des Absatzes 1 erhält 
auch, wer als Deutscher außerhalb des Geltungs- 
bereiches dieses Gesetzes einen Impfschaden 
durch eine Impfung erleidet, zu der er auf Grund 
des Impfgesetzes vom 8. April 1874 (Reichsge- 
setzbl. S. 31) bei einem Aufenthalt im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes verpflichtet gewesen 
wäre. Die Versorgung wird nur gewährt, wenn 

1. die Impfung nicht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes vorgenommen werden konnte, 

2. die Impfung von einem Arzt vorgenommen 
worden ist, 

3. der Geschädigte zur Zeit der Impfung in häus- 
licher Gemeinschaft mit einem Elternteil oder 
einem Sorgeberechtigten gelebt hat, der sich 
zu der Zeit der Impfung aus beruflichen 
Gründen oder zum Zwecke der Ausbildung 
nicht nur vorübergehend außerhalb des Gel- 
tungsbereiches dieses Gesetzes aufgehalten 
hat. 

(3) Versorgung im Sinne des Absatzes 1 er- 
hält auch, wer als Deutscher einen Impfschaden 
infolge einer auf Grund des Impfgesetzes vom 
8. April 1874 (Reichsgesetzbl. S. 31) oder infolge 
einer in der DDR oder in Ost-Berlin gesetzlich 


vorgeschriebenen oder auf Grund eines Gesetzes 
angeordneten Pockenimpfung einen Impfschaden 
erlitten hat oder erleidet, soweit nicht auf Grund 
anderer gesetzlicher Vorschriften Entschädigung 
gewährt wird. Ansprüche nach Satz 1 kann nur 
geltend machen, wer als Vertriebener, Flüchtling 
oder durch Familienzusammenführung (§§ 1, 3 
und 94 des Bundesvertriebenengesetzes) seinen 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des Ge- 
gesetzes genommen hat. 

§ 52 

(1) Ein Impfschaden ist ein über das übliche 
Ausmaß einer Impfreaktion hinausgehender Ge- 
sundheitsschaden. Ein Impfschaden liegt auch 
vor, wenn die Impfung mit lebenden Erregern 
vorgenommen und einer anderen als die ge- 
impfte Person durch Erreger, die von einer ge- 
impften Person ausgeschieden wurden, einen 
Gesundheitsschaden erleidet. Als Impfschaden 
gilt ferner eine gesundheitliche Schädigung des 
Impfgeschädigten durch einen Unfall 

1. auf einem Hin- oder Rückweg, der notwendig 
ist, um wegen des Impfschadens eine Maß- 
nahme der Heilbehandlung, eine Badekur, 
Versehrtenleibesübungen als Gruppenbe- 
handlung oder arbeits- und berufsfördernde 
Maßnahmen nach § 26 des Bundesversor- 
gungsgesetzes durchzuführen oder um zur 
Aufklärung des Sachverhalts persönlich zu 
erscheinen, sofern das Erscheinen angeordnet 
ist, oder 

2. bei der Durchführung einer der in Nummer 1 
aufgeführten Maßnahme. 

(2) Zur Anerkennung eines Gesundheitsscha- 
dens als Folge einer Impfung genügt die Wahr- 
scheinlichkeit des ursächlichen Zusammenhangs. 
Wenn diese Wahrscheinlichkeit nur deshalb 
nicht gegeben ist, weil über die Ursache des 
festgestellten Leidens in der medizinischen Wis- 
sensdiaft Ungewißheit besteht, kann Versorgung 
in gleicher Weise wie für einen Impfschaden ge- 
währt werden. 

(3) Trifft ein Versorgungsanspruch nach § 51 
mit einem Schadenersatzanspruch auf Grund 
fahrlässiger Amtspflichtverletzung zusammen, so 
wird der Anspruch nach § 839 Abs. 1 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches nicht dadurch ausgeschlos- 
sen, daß die Voraussetzungen des § 51 vorliegen. 

§ 53 

Dem Impfgeschädigten sind im Rahmen der 
Heilbehandlung auch heilpädagogische Behand- 
lung, heilgymnastische und bewegungstherapeu- 
tische Übungen zu gewähren, wenn die Anwen- 
dung der Methoden bei der Heilbehandlung not- 
wendig ist. 

§ 54 

(1) Treffen Ansprüche aus § 51 mit Ansprüchen 
aus einer Schädigung im Sinne des § 1 des Bun- 
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desversorgungsgesetzes oder nach anderen Ge- 
setzen, die das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklären, zusammen, so ist unter Be- 
rücksichtigung der durch die gesamten Schädi- 
gungsfolgeii bedingten Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit eine einheitliche Rente festzusetzen. 

(2) § 81 a des Bundesversorgungsgesetzes fin- 
det mit der Maßgabe Anwendung, daß der gegen 
Dritte bestehende gesetzliche Schadenersatzan- 
spruch auf das zur Gewährung der Leistungen 
nach diesem Gesetz verpflichtete Land übergeht. 

(3) § 89 des Bundesversorgungsgesetzes findet 
mit der Maßgabe Anwendung, daß 

1. in Absatz 1 an die Stelle der Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung die Zustimmung der zuständigen ober- 
sten Landesbehörden tritt und 

2. in Absatz 2 die Zustimmung an Stelle des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung von den zuständigen obersten Landes- 
behörden im Einvernehmen mit den obersten 
Landesgesundheitsbehörden zu erteilen ist. 

(4) Bei Impf Schäden gilt § 141 Abs. 1 Nr. 2 der 
Reichsversicherungsordnung nicht. 

§ 55 

(1) Die Versorgung nach den §§ 51 bis 54 
Abs. 1 wird von den für die Durchführung des 
Bundesversorgungsgesetzes zuständigen Behör- 
den durchgeführt. 

(2) Das Gesetz über das Verwaltungs verfahren 
der Kriegsopferversorgung und die Vorschriften 
des Sozialgerichtsgesetzes über das Verfahren 
sind anzuwenden. Dies gilt nicht, soweit die Ver- 
sorgung in der Gewährung von Leistungen der 
Kriegsopferfürsorge nach den §§ 25 bis 27 e des 
Bundesversorgungsgesetzes besteht. " 

5. § 56 wird gestrichen. 

6. § 57 erhält folgende Fassung: 

.§ 57 

(1) Soweit auf Grund einer Maßnahme nach 
den §§ 10 oder 39 Gegenstände vernichtet, be- 
schädigt oder in sonstiger Weise in ihrem Wert 
gemindert werden oder ein anderer nicht nur 
unwesentlicher Vermögensnachteil verursacht 
wird, ist eine Entschädigung in Geld zu leisten; 
ein Anspruch auf Entschädigung besteht jedoch 
nicht, wenn die Maßnahme erforderlich ist, weil 
die Gegenstände mit Krankheitserregern oder 
mit tierischen Schädlingen als vermutliche Über- 
träger solcher Krankheitserreger behaftet oder 
dessen verdächtig sind, 

(2) Die Höhe der Entschädigung nach Absatz 1 
bemißt sich im Falle der Vernichtung eines Ge- 
genstandes nach dessen gemeinem Wert, im Falle 


der Beschädigung oder sonstigen Wertminderung 
nach der Minderung des gemeinen Wertes. Kann 
die Wertminderung behoben werden, so bemißt 
sich die Entschädigung nach den hierfür erforder- 
lichen Aufwendungen. Die Entschädigung darf 
den gemeinen Wert nicht übersteigen, den der 
Gegenstand ohne die Beschädigung oder Wert- 
minderung gehabt hätte. Bei Bestimmung des 
gemeinen Wertes sind der Zustand und alle 
sonstigen den Wert des Gegenstandes bestim- 
menden Umstände in dem Zeitpunkt maßgeblich, 
in idem die Maßnahme getroffen wurde. Die Ent- 
schädigung für andere nicht nur unwesentlichen 
Vermögensnachteille darf den Betroffenen nicht 
besserstellen, als er ohne die Maßnahme gestellt 
sein würde. Auf Grund der Maßnahme notwen- 
dige Aufwendungen sind zu erstatten." 

7. § 58 wird gestrichen. 

8. §§59 bis 61 erhalten folgende Fassung: 

„§ 59 

(1) Verpflichtet zur Zahlung der Entschädigung 
nach § 49 ist das Land, in dem das Verbot er- 
lassen worden ist, in den Fällen des § 19 das 
Land, in dem die verbotene Tätigkeit ausgeübt 
worden ist. Verpflichtet zur Zahlung der Ent- 
schädigung nach § 57 ist das Land, in dem der 
Schaden verursacht worden ist. 

(2) Versorgung wegen eines Impfschadens 
nach den §§ 51 bis 54 ist zu gewähren, 

1. in den Fällen des § 51 Abs. 1 von dem Land, 
in dem der Schaden verursacht worden ist; 

2. in den Fällen des § 51 Abs. 2 

a) von dem Land, in dem der Geschädigte 
bei Eintritt des Impf Schadens im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt hat, 

b) wenn bei Eintritt des Schadens ein Wohn- 
sitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes nicht vorhan- 
den ist, von dem Land, in dem der Ge- 
schädigte zuletzt seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat, oder 

c) (bei minderjährigen Geschädigten, wenn 
die Wohnsitzvoraussetzungen der Buch- 
staben a oder b nicht gegeben sind, von 
dem Land, in dem der Elternteil oder Sor- 
geberechtigte des Geschädigten, mit dem 
der Geschädigte in häuslicher Gemein- 
schaft lebt, seinen Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes hat oder, falls ein solcher 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt 
nicht gegeben ist, zuletzt seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat; 

3. in den Fällen des § 51 Abs. 3 von dem Land, 
in dem der Geschädigte im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt hat oder nach 
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diesem Zeitpunkt erstmalig im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes nimmt. 

§ 60 

(1) Die nach den §§49 und 57 zu zahlenden 
Entschädigungen sind unpfändbar; § 850 b Abs. 2 
und 3 der Zivilprozeßordnung gilt entsprechend. 

(2) Übertragung, Verpfändung und Pfändung 
der Ansprüche nach den §§ 51, 53 und 54 Abs. 1 
richten sich nach den Vorschriften des Bundes- 
versorgungsgesetzes. 

§ 61 

(1) Für Streitigkeiten über Entschädigungsan- 
sprüche nach den §§ 49 und 57 ist der ordent- 
liche Rechtsweg gegeben. 

(2) Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in 
Angelegenheiten der §§ 51 bis 54 Abs. 1 ist der 
Rechtsweg vor den Gerichten der Sozialgerichts- 
barkeit gegeben. Soweit das Sozialgerichtsgesetz 
besondere Vorschriften für die Kriegsopferver- 
sorgung enthält, gelten diese auch für Streitig- 
keiten nach Satz 1. 

(3) Absatz 2 gilt nicht, soweit Versorgung 
entsprechend den Vorschriften der Kriegsopfer- 
fürsorge nach den §§ 25 bis 27 e des Bundesver- 
sorgungsgesetzes gewährt wird. Insoweit ist der 
Rechtsweg vor den Verwaltungsgerichten gege- 
ben." 

Artikel 2 

(1) Ein nach bisherigem Recht anerkannter Impf- 
schaden gilt als Impfschaden im Sinne dieses Geset- 
zes. Für Impfschäden, für die bei Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes Leistungen gewährt werden, sind bis 
zur Feststellung der Versorgung nach diesem Ge- 
setz Leistungen in der bisherigen Höhe zu gewäh- 
ren. Die Feststellung erfolgt rückwirkend vom In- 
kraftreten dieses Gesetzes an; die nach Satz 2 ge- 
zahlten Beträge sind anzurechnen. Soweit die bishe- 
rigen Leistungen die nach diesem Gesetz vorgesehe- 
nen Leistungen überschreiten, ist die Versorgung in 
der bisherigen Höhe so lange weiterzugewähren, bis 
die nach diesem Gesetz zu gewährenden Leistungen 
deren Höhe erreichen. Die Sätze 2 bis 4 gelten auch, 
soweit es sich um Leistungen handelt, die für Schä- 
den gewährt werden, die durch vor dem 1. Januar 
1962 erfolgte Impfungen verursacht worden sind. 

(2) In den Fällen, in denen bei Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes über einen Antrag auf Gewährung von 
Entschädigung wegen eines vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erlittenen Impfschadens noch nicht 
entschieden worden ist, finden die Vorschriften die- 
ses Gesetzes über die Versorgung bei Impfschäden 
Anwendung. Dies gilt auch im Falle der Rechtsab- 
hängigkeit. 

(3) In den Fällen, in denen Entschädigungsleistun- 
gen wegen eines Impfschadens vor Inkrafttreten die- 


ses Gesetzes nur deshalb abgelehnt worden sind, 
weil ein ursächlicher Zusammenhang zwischen Imp- 
fung und Gesundheitsschaden nicht nachgewiesen 
werden konnte, ist auf Antrag Versorgung nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes zu gewähren, wenn 
die Wahrscheinlichkeit des ursächlichen Zusammen- 
hangs gegeben ist. Wenn diese Wahrscheinlichkeit 
nur deshalb nicht gegeben ist, weil über die Ursache 
des festgestellten Leidens in der medizinischen Wis- 
senschaft Ungewißheit besteht, kann ebenfalls Ver- 
sorgung nach den Vorschriften dieses Gesetzes ge- 
währt werden. Die Versorgung beginnt frühestens 
mit dem Antragsmonat. 

(4) In den Fällen, in denen Entschädigungslei- 
stungen wegen eines Impfschadens vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes nur deshalb abgelehnt worden sind, 
weil eine nach bisherigem Recht zu wahrende An- 
meldefrist nicht eingehalten worden ist, wird auf 
Antrag Versorgung entsprechend den Vorschriften 
dieses Gesetzes gewährt. Die Versorgung beginnt 
frühestens mit dem Antragsmonat. 

(5) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Zu- 
ständigkeit der Versorgungsbehörden gelten auch 
für die in den Absätzen 1 bis 4 genannten Fälle. 
Laufende Verfahren sind von den bisher zuständi- 
gen Behörden auf die für die Durchführung des Bun- 
desversorgungsgesetzes zuständigen Behörden über- 
zuleiten. 

Artikel 3 

(1) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bei den 
ordentlichen Gerichten anhängigen Rechtsstreitig- 
keiten in Impfschadensangelegenheiten nach den 
§;§ 51 ff. des Bundes-Seuchengesetzes in der bis zum 
Inkraftreten dieses Gesetzes geltenden Fassung ge- 
hen auf die nach diesem Gesetz zuständigen Gerichte 
des jeweiligen Rechtszuges über. 

(2) Die Zulässigkeit eines Rechtsmittels gegen 
die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ergangenen 
Entscheidungen richtet sich nach den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung. Für die Verhandlung und 
Entscheidung über Rechtsmittel gegen diese Ent- 
scheidungen sind die Rechtsmittelgerichte der Sozial- 
gerichtsbarkeit und Verwaltungsgerichtsbarkeit ge- 
mäß § 61 Abs. 2 und 3 des Bundes-Seuchengesetzes 
in der Fassung dieses Gesetzes zuständig. 

(3) Für die Erhebung von Gerichtskosten ist das 
bisherige Verfahren vor dem ordentlichen Gericht 
als Teil des Verfahrens vor dem Gericht zu behan- 
deln, auf das der Rechtsstreit übergegangen ist. Für 
die Erstattung von Kosten werden die im Verfahren 
vor dem ordentlichen Gericht erwachsenen Kosten 
als Teil der Kosten behandelt, die bei dem Gericht 
erwachsen, auf das der Rechtsstreit übergegangen 
ist. 

Artikel 4 

§ 1 Abs. 1 des Schwerbeschädigtengesetzes in der 
Fassung vom 14. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
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S. 1233), zuletzt geändert durch das Einführungsge- 
setz zum Gesetz über OrdnungsAvidrigkeiten vom 
24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), wird wie 
folgt geändert: 

a) Hinter Buchstabe e wird folgender neuer Buch- 
stabe f eingefügt: 

„f) infolge eines Impfschadens im Sinne der 
§§51 und 52 des Bundes-Seuchengesetzes,''. 

b) Der bisherige Buchstabe f wird Buchstabe g. 


A r t i k e 1 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikels 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


Bonn, den 9. Dezember 1970 


Dr. Jungmann 
Burger 

Dr. BarzeL Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Die in § 49 des BSeudiG festgelegte Höchstgrenze 
von z. Z. 660 DM, die mit der früheren Krankenver- 
sidierungspflichtgrenze identisch ist, hat zu unbe- 
friedigenden Ergebnissen geführt. Eine Anpassung 
der Verdienstausfallentsdiädigung an die jeweilige 
Krankenversidierungspfliditgrenze ist nicht zweck- 
mäßig, da ein innerer Zusammenhang zwischen der 
Höhe der Entschädigungsleistung nach dem BSeuchG 
und der Höhe der Leistung der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung nicht besteht. 

Anstelle des bisherigen' festen Höchstbetrages soll 
daher eine Regelung treten, die eine Entschädigung 
in Höhe des Verdienstausfalls für die gesamte 
Dauer der Maßnahmen nach dem BSeuchG vorsieht 
Dadurch soll gewährleistet werden, daß den betrof- 
fenen Personen während dieser Zeit keine finanziel- 
len Nachteile entstehen. 


Die bisherige Fassung des § 53 Abs. 2 ist im Hinblick 
auf die Berechnung der Rentenhöhe als unzurei- 
chend anzusehen. In Anpassung an die Entwick- 
lung auf dem sozialrechtlichen Gebiet wird deshalb 
vorgeschlagen, die Leistungen mindestens nach den 
Grundsätzen des Bundesversorgungsgesetzes zu be- 
messen. Gleichzeitig soll damit sichergestellt wer- 
den, daß die Entschädigungsleistungen aufgrund 
von Impfschäden nach bundeseinheitlichen Grund- 
sätzen gewährt werden. 

Bezüglich der Begründung für die vorgeschlagene 
Neuregelung der Entschädigung von Impf Schäden 
(§§ 51 ff.) und bei Entseuchungsmaßnahmen (§§ 57 ff.) 
wird im übrigen sowohl auf den Allgemeinen Teil, 
als auch auf den Besonderen Teil der Begründung 
zu dem Entwurf des Bundesrates (BR-Drucksache 
488/70) verwiesen. 
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